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Textliche Festsetzungen gemäß § 9 BBauG  
 
1. In den WA- Gebieten sind Ausnahmen nach  § 

4 (3) 1 u. 3 - 6 Bau NVO nicht zulässig (§ 1 (6) 
BauNVO). 

 
2. In den Wohngebieten mit offener Bauweise 

sind nur Gebäude zulässig, die Wohnungen 
enthalten, die geeignet sind , als Familienhei-
me zu dienen (§ 9 (1) 6 BBauG). 

 
Als Familienheime gelten Wohnungen mit 
mindestens drei Zimmern, Küche, Bad, Balkon 
mit einer Mindestgröße von insgesamt 80 qm 
reiner Wohnfläche. 
 
Ausnahmen sind zulässig für Einliegerwoh-
nungen in Einfamilienhäusern und für kleinere 
Wohnungen in bereits bestehenden Mehrfami-
lienhäusern. 

 
3. Pro Einfamilienhaus- Einheit (Einzel-, Doppel- 

und Reihenhaus) sind nicht mehr als zwei 
Wohnungen zulässig (§ 3 (4) und § 4 (4)  
BauNVO). 

 
Ausnahmsweise ist im Dachgeschoß eines II- 
geschossigen Gebäudes eine dritte Wohnung 
pro Hauseinheit zulässig, wenn der erforderli-
che Pkw- Stellplatz auf dem eigenen Grund-
stück nachgewiesen wird. 
 

4. Die Grundflächenzahl für den gesamten Gel-
tungsbereich des Bebauungsplanes beträgt 
0,4. 

 
5.1 Ausnahmsweise können die gartenseitigen 

Baugrenzen zur Errichtung eingeschossiger, 
winkelförmiger Anbauten überschritten wer-
den. Hierbei muß der Anbau mindestens 0,5 m 
von der Gebäudeecke zurückspringen. Die 
Breite des Anbaus darf 3/5 der gesamten Ge-
bäudelänge nicht überschreiten. Ausnahmen 
zur Angleichung an die Bestandssituation sind 
hierbei möglich. 

 
5.2 Die Länge (Tiefe) eines Anbaues an ein Altge-

bäude darf 2/3 der Breite des vorhandenen 
Hauptgebäudes, bei einem Neubau 1/3 der 
Breite der ausgewiesenen überbaubaren Flä-
che nicht überschreiten. 

 
6. Garagen und Stellplätze gem. § 12 BauNVO 

sowie Nebenanlagen gem. § 14 BauNVO - 
soweit es sich um Gebäude handelt - , für die 
keine besonderen Flächen ausgewiesen sind, 
sind außerhalb der überbaubaren Fläche nur 
innerhalb einer Fläche zulässig, die sich durch 
Linien in Abständen von 5,00 m zu öffentlichen 
Verkehrsflächen und 7,50 m hinter der hinte-
ren Baugrenze begrenzt. Ausnahmsweise 
können außerhalb dieser so bestimmten Flä-
chen - in Abstimmung mit der Verwaltung - 
vorgenannte Anlagen auf Grundstücken au-
ßergewöhnlicher Form und Lage oder bei 
nachgewiesenem Stellplatz- Mehrbedarf zuge-
lassen werden. 

 
Maßstab zur Lösungsfindung ist hierbei, daß 
das städtebauliche Grundkonzept - Konzentra-
tion der Gebäudemasse auf dem Einzelgrund-
stück und dadurch weitgehend ungestörte 
Grundstücksfreiflächen - beachtet bleibt und 
daß durch ausgleichende Maßnahmen eine 
Beeinträchtigung der nachbarlichen Interessen 
vermieden wird (§ 23 (5) BauNVO). 
 

7. Ein Überschreiten der seitlichen Baugrenzen 
ist ausnahmsweise zulässig, wenn dabei auch 
die Grenze zum Nachbargrundstück verscho-
ben wird und öffentlich- rechtlich abgesichert 
ist, daß der Abstand zum Nachbargebäude 
mindestens 6,00 m bleibt (§ 23 (3) BauNVO). 

 
8. In den WA- Gebieten sind in den mit hellroter 

Flächenfärbung ( ) gekennzeichneten Ge-
bäuden bzw. Gebäudeteilen im Erdgeschoß nur 
Läden und Gaststätten sowie  zugehörige Ne-
benräume zulässig (§ 1 (7) 1 und § 1 (8) 
BauNVO). 

 
9. In den mit M gekennzeichneten überbaubaren 

Bereichen sind Mehrfamilienhäuser zulässig. 
 
10. Ausnahmsweise kann auf der Eingangsseite 

der Häuser die Baugrenze für solche Anbauten 
überschritten werden, die der Verbesserung der 
Eingangssituation und des Wetterschutzes die-
nen. 

 
Die Anbauten dürfen eine Größe von max. 6 
qm äußere Grundfläche bei einer Höhe von 
max. 3,0 m nicht überschreiten. 
 

11. In den eingeschossigen Baugebieten mit Nei-
gungsdachfestsetzungen ist gemäß § 17 (5) 
BauNVO der Ausbau des Dachgeschosses als 
zusätzliches Vollgeschoß im Sinne des § 2 (5) 
BauO NW im Einzelfall (keine Veränderung des 
vorhandenen Dachprofils bzw. Angleichung an 
unmittelbare Nachbarbauten) zulässig. 

 
 
Textliche Festsetzungen gemäß § 81  86 BauO 
NW  
 
1. Dach 
 
1.1 Ausnahmen von den im gesamten Plangebiet 

festgesetzten Neigungsdächern sind generell 
möglich 

 
a) für Garagen und Garagengruppen; 
b) für Erweiterungen und Anbauten, wenn sie 

baulich deutlich untergeordnet bleiben und 
bei geneigtem Dach mindestens 24 ° Nei-
gung haben; 

c) für die Bebauung von Flächen für den Ge-
meinbedarf. 

 
1.2 Abweichungen von den im Plan verbindlich 

festgesetzten Firstrichtungen sind für unterge-
ordnete Anbauten möglich, wenn deren First-
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höhe deutlich - mindestens 0,50 m - unter der 
tatsächlichen Höhe des Hauptfirstes bleibt. 

 
1.3 Dachaufbauten und Dacheinschnitte sind nur 

bei Neigungsdächern über 33 ° Dachneigung 
und bis zu 2/3 der Gesamtlänge der Baukörper 
zulässig. Dieses gilt auch für Dächer unter 33 °, 
doch nur auf der dem Wohngarten zugewand-
ten Hausseite. 

 
1.4 Als Dacheindeckung der Neigungsdächer ist im 

gesamen Plangebiet nur naturrotes bis rot-
braunes Steinmaterial oder  anthrazitfarbenes 
bis schwarzes Steinmaterial  in Pfannende-
ckung zulässig. 

 
Ausnahmen sind möglich: 
 
a) bei Anwendung von solartechnischen Ele-

menten; 
b) für die Bebauung von Flächen für Gemein-

bedarf; 
c) für die Erneuerung von Dachflächen be-

reits bestehender Gebäude. 
 

Die Dachflächen von zusammenhängenden 
Gebäudekörpern (aneinandergebaute Dop-
pel-, Ketten- oder Reihenhäuser) sind in Ma-
terial- und Farbgebung einheitlich zu gestal-
ten und auszuführen.  
 

1.5 Die Trauflinie (Schnittkante Außenwandoberflä-
che/ Sparrenoberfläche) darf von  Oberkante 
Straßenkrone der Erschließungsstraße gemes-
sen bei 

 
eingeschossigen Häusern 3,75 m 
zweigeschossigen Häusern 6,50 m 
dreigeschossigen Häusern 9,25 m 
 
nicht überschreiten und. 
 
In den blau schrägschraffierten Bereichen 
des Plangebietes  muss die dem öffentlichen 
Straßenraum zugewandte Trauflinie durch-
gängig  erkennbar sein und auf der gesam-
ten Gebäudelänge eingehalten werden. 
 
In allen übrigen Bereichen  muß die Traufli-
nie auf mindestens 3/5 der zulässigen Gebäu-
detraufseitenlänge eingehalten werden. Aus-
nahmen sind möglich, wenn bestehende Häu-
ser unter wesentlichem Beibehalt ihrer Fassa-
dengestalt geändert, ergänzt oder teilweise er-
neuert werden sollen. 
 

1.6 Die Firsthöhe darf bei 
 

eingeschossigen Häusern mit einer Dachneigung 
bis 33°:     7,50 m, 
 
zweigeschossigen Häusern mit einer Dachneigung 
bis 33°:   10,25 m, 
 
eingeschossigen Häusern mit einer Dachneigung 
von 34° bis 51°:  11,00 m, 
 

zweigeschossigen Häusern mit einer Dachneigung 
von 34° bis 51°:  13,75 m, 
 
dreigeschossigen Häusern mit einer Dachneigung 
von 34° bis 51°:  16,50 m, 
 
über Oberkante Straßenkrone der Erschlie-
ßungsstraße nicht überschreiten. 
 

2. Außenwand 
 
2.1 Die Außenwandflächen aller Gebäude in den 

rot schrägschraffierten Bereichen des Plan-
gebietes  sind mit einem roten bis rotbrau-
nen Steinmaterial zu verblenden. 

 
Die Außenwandflächen aller Gebäude in den 
blau schrägschraffierten Bereichen des 
Plangebietes  sind mit einem weißen bis 
gebrochenweißen Mörtel zu verputzen bzw. 
in solchen Farben zu streichen. 

 
Die Außenwandflächen aller Gebäude in den 
übrigen Bereichen des Plangebiets sind mit 
einem roten bis rotbraunen Steinmaterial zu 
verblenden oder  mit einem weißen bis gebro-
chenweißen Mörtel zu verputzen bzw. in sol-
chen Farben zu streichen. 

 
Ausnahmen in den jeweiligen Bereichen  sind 
möglich 
 
a) für besondere Bauteile und Teilflächen, 
b) wenn Häuser in Gruppen im Zusammen-

hang geplant und ausgeführt werden, 
c) für die Bebauung von Flächen für Gemein-

bedarf 
 
2.2 Die Fassaden von zusammenhängenden 

Gebäudekörpern (aneinandergebaute Dop-
pel-, Ketten- oder Reihenhäuser) sind in Ma-
terial- und Farbgebung einheitlich zu gestal-
ten und auszuführen.  

 
Bei aneinandergrenzenden Garagen ist die Hö-
he, das Material und die Farbe der Außenwän-
de aufeinander abzustimmen. 

 
3. Mülltonnen 
 

Mülltonnen sind - wenn außerhalb des Gebäu-
des aufgestellt - in festen Geschränken oder 
auf Standplätzen zulässig. Diese sind in einem 
Abstand von mindestens 1,00 m von der Stra-
ßengrenze mit Pflanzen so einzugrünen oder in 
ein bauliches Abgrenzungselement einzubezie-
hen, daß die Tonnen von der Straße her nicht 
sichtbar sind. 
 

4. Einfriedigungen 
 
4.1 Als Abgrenzung des Vorgartens zum öffentli-

chen Straßenraum sind nur Holzzäune, Mau-
ern, Eisengitter sowie Drahtzäune (letztere je-
doch nur in Verbindung mit einer straßenseitig 
vorgepflanzten Hecke) in einer Höhe bis zu 
0,90 m zulässig. 
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Die vorgenannte Festsetzung gilt nicht für den 
Bereich der Straße "Auf dem Draun" sowie die 
Redigerstraße auf ihrer gesamten Westseite 
und ihrem ostseitigen Teilstück zwischen den 
Straßen Theresiengrund und Waldeyerstraße. 
Hier sind in den Vorgärten ausschließlich Ab-
grenzungen von nicht mehr als 10 cm Höhe zu-
lässig. 
 

4.2 Mauern und Holzzäune bis zu 2,00 m Höhe, die 
den Straßenlärmschutz eines Wohngartens 
oder auch der Abschirmung eines Stellplatzes 
dienen, sowie Garagen bis zu 2,40 m Höhe 
sind nur an der Sentruper Straße zulässig. Sie 
sind in einem Abstand von mindestens 0,50 m 
von der Straßenbegrenzungslinie und mit vor-
gepflanzten Sträuchern zu errichten. 

 
Ausnahmsweise sind solche Mauern und Zäu-
ne auch im übrigen Planbereich zulässig, wenn 
sie einem notwendigen Lärmschutz des Wohn-
gartens dienen und in einer Form errichtet wer-
den, die - abgestimmt mit der Verwaltung - den 
Gestaltcharakter des Straßenraumes nicht be-
einträchtigt. 
 

5. Erhaltungsgebot 
 

In den mit einem Erhaltungsgebot gemäß § 39 
h BBauG gekennzeichneten Bereichen kann 
die Genehmigung für den Abbruch, den Umbau 
oder die Änderung der baulichen Anlagen ver-
sagt werden, wenn die bauliche Anlage erhal-
ten bleiben soll, weil sie 
 
1. allein oder im Zusammenhang mit anderen 

baulichen Anlagen das Ortsbild oder die 
Stadtgestalt prägt, 

 
2. von städtebaulicher, insbesondere von ge-

schichtlicher oder künstlerischer Bedeu-
tung ist (§ 39 h Abs. 3 Nr. 1 und 2 BBauG). 

 
  


